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Vom Leitziel zur Kennzahl -
Teilhabe messbar machen
Was Teilhabe ausmacht
Eine Politik des sozialen Ausgleichs im Bund, im Land und in 
der Kommune braucht ein positives Gegenbild zu Armut und 
sozialer Ausgrenzung. „Selbstbestimmte Teilhabe“ ist eine sol-
che Leitidee. Viele kommunale Dienste und Einrichtungen ori-
entieren sich am Leitbild der Teilhabe, und in einigen sozialen 
Handlungsfeldern ist Teilhabe als gesetzliches Ziel normiert. 
„Teilhabe- und Verwirklichungschancen“ bilden einen zentralen 
Auf einen Blick
• Viele Akteure in Kommunen haben den Anspruch, 
politischen Teilhabezielen auch praktische Geltung 
zu verschaffen.
• Um die Teilhabewirkungen ihrer Einrichtungen und 
Leistungen zu messen, können Kommunen zum 
einen vorhandene Datenbestände und Instrumente 
teilhabeorientiert weiterentwickeln.
• Vielversprechend ist aber auch der Einsatz neuer 
spezifischer Instrumente zur Teilhabemessung. 
Im Bereich der Hilfen für Menschen mit Behinderun-
gen gibt es bereits gut übertragbare Ansätze. 
• Kennzahlen und Wirkungsindikatoren sollten jedoch 
nicht von außen vorgegeben, sondern von den loka-
len Akteuren im Rahmen beteiligungsorientierter Ver-
fahren gemeinsam entwickelt werden.
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Referenzrahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung 
der Bundesregierung, und im Rahmen der Landesinitiative 
„NRW hält zusammen ... für ein Leben ohne Armut und Aus-
grenzung“ werden Projekte gefördert, die auf die Verbesserung 
der Teilhabechancen von Kindern, Jugendlichen und ihren Fa-
milien abzielen.
Programme, Projekte und Leistungen für bestimmte 
Zielgruppen enthalten allerdings unterschiedliche Annahmen 
darüber, was Teilhabe bedeutet und wie sie erreicht werden 
soll. Am konkretesten sind Teilhabeziele im Bereich der Hilfen 
für Menschen mit Behinderungen gefasst, wo die Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention in nationales Recht mit 
strukturellen und individuellen Planungsaufträgen einhergeht 
und auf beiden Ebenen Wirksamkeitskontrollen vorgesehen 
sind (vergl. z.B. http://www.gemeinsam-einfach-machen.de).
In vielen Handlungsfeldern wird Teilhabe intuitiv und „aus 
dem Bauch heraus“ verstanden: bei Kindern als gerechte Ver-
teilung von Lebenschancen, bei alten Menschen als selbstbe-
stimmtes Wohnen in der eigenen Wohnung, bei Geflüchteten 
als Zugang zu Sprache und Arbeit. Explizite Wirkmodelle sind 
aber nach wie vor die große Ausnahme. Und es bleibt politisch 
und gesellschaftlich umstritten, welches Maß an Teilhabe der 
Sozialstaat und die kommunale Daseinsvorsorge sichern soll: 
Geht es lediglich um Teilhabe am soziokulturellen Existenzmi-
nimum, oder geht es um deutlich mehr? Und wie viel mehr ge-




Wissenschaftliche Konzepte können helfen zu klären, was Teil-
habe eigentlich ausmacht. Der Lebenslagenansatz, das Kon-
zept der Verwirklichungschancen und die Behindertenrechts-
konvention treffen sich u.a. in der Überlegung, Wohlfahrt daran 
zu messen, ob Menschen im Rahmen des gesellschaftlich Üb-
lichen ihr Leben so führen können, wie es ihren persönlichen 
Zielen entspricht. Das Soziologische Forschungsinstitut Göt-
tingen (SOFI) hat versucht, die Bedingungen für so verstande-
ne Teilhabe in einem Modell zu fassen, das als konzeptioneller 
Rahmen für Planung, Steuerung und Forschung in vielen Hand-
lungsfeldern dienen kann (vergl. Abb. 1).
Dass Teilhabe gelingt, setzt den Zugang zu materiellen 
Ressourcen voraus. Dazu gehören auch soziale Rechtsansprü-
che. Es hängt sowohl von persönlichen Voraussetzungen wie 
von gesellschaftlichen Bedingungen ab, wie Menschen diese 
Mittel für eine Lebensführung nutzen, die sie wertschätzen 
können, und welches Maß an Selbstbestimmung sie dabei ver-
wirklichen. Gelingende Teilhabe ist gelebte Vielfalt, aber Hand-
lungsoptionen und Wahlmöglichkeiten sollen gleicher werden. 
Inklusiv sind Institutionen, Infrastrukturen und sozialstaatliche 
Programme dann, wenn sie in benachteiligten Lebenslagen 
Teilhabemöglichkeiten erweitern. Sie müssen sozial barriere-
frei sein und dürfen niemanden von Teilhabe ausschließen.
Sozialpolitik in Kommunen: Fiskalische Ziele und Teilhabe-
ziele im Konflikt
Bei politischen Entscheidern auf kommunaler Ebene konkur-
rieren zwei Sichtweisen auf die wirkungsorientierte Steuerung. 













Z.B. Beratung, Anleitung, 
Hilfeplanung
Wirkungen in den sozialpolitischen Handlungsfeldern der Kom-
munen messen. Teilhabeziele gelten unter Sparzwängen als 
„abstrakte Leitziele“ und sind für die konkrete politische Steu-
erung weitgehend bedeutungslos. In der zweiten Sichtweise 
sollen knappe Mittel so eingesetzt werden, dass wesentliche 
Teilhabeziele nicht aufgegeben werden müssen und an der 
richtigen Stelle die größtmöglichen (Teilhabe-)Effekte erzielt 
werden. Dies ist auch die Perspektive der meisten Sozialpla-
nerinnen und -planer: Sie arbeiten „auf die Gestaltung der Le-
bensräume mit dem Ziel größtmöglicher individueller Teilhabe“ 
hin.1 Fachkräfte, die für die Umsetzung konkreter Projekte und 
Fördermaßnahmen verantwortlich sind, haben das Interesse, 
mit eigenen Kennzahlen und Indikatoren Teilhabeeffekte kom-
munaler Interventionen sichtbar zu machen. Sie verfügen über 
Praxiswissen zu Wirkungen und Teilhabemechanismen ihrer 
Arbeit und würden Erfolge gern besser dokumentieren.
Ansätze der Teilhabemessung
Wenn eine Kommune sich entschließt, Teilhabewirkungen ih-
rer Einrichtungen und Leistungen zu messen, fängt sie nicht 
bei null an. Sie kann vorhandene Datenbestände und bereits 
bestehende Ansätze der Sozialberichterstattung, des Moni-
torings, der Evaluation und der Steuerung teilhabeorientiert 
weiterentwickeln. Oder sie kann neue Methoden nutzen: Insbe-
sondere in Projekten für und mit Menschen mit Behinderungen 
wurden Befragungsinstrumente zur Teilhabemessung erarbei-
tet, die sich gut auf andere soziale Handlungsfelder übertragen 
lassen. Immer muss es darum gehen, möglichst alle Elemente 
des Teilhabemodells der Messung zugänglich zu machen: ein-
ABB. 1 
Wie Teilhabe „funktioniert“
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gesetzte Ressourcen und erreichte Teilhabe, aber auch Barrie-
ren, die Handlungsoptionen beschränken und ungleiche Teilha-
beergebnisse erklären. Dies kann nur durch eine Kombination 
verschiedener Methoden und Messkonzepte gelingen.
• Sollen im Rahmen von Wirkungsforschung und Program-
mevaluationen Kennzahlen für Teilhabewirkungen entste-
hen, reicht es nicht aus, den Einsatz von Mitteln („Inputs“) 
und die Leistungserbringung („Outputs“) zu betrachten. 
Realistischer sind fallbezogene Evaluationsansätze, die 
den Leistungsprozess selbst beobachten, um Wirkungs-
mechanismen zu verstehen. Solche Ansätze setzen ge-
klärte Programmziele und eine Verständigung über Qua-
litätsmerkmale voraus. Kennzahlen dürfen jedoch nicht 
vorgegeben werden, sondern sollten am Ende eines offe-
nen Prozesses stehen. Bewährt hat sich, typische Fallkon-
stellationen und Vergleichsgruppen zu identifizieren.
• Die kennzahlengestützte wirkungsorientierte Steuerung 
setzt voraus, dass die beteiligten Akteure schon recht ge-
nau wissen, was wirkt. Unter dieser Voraussetzung kön-
nen geeignete Daten, die im Leistungsprozess ohnehin 
entstehen, für die Messung genutzt werden. Einen Vor-
schlag, innerhalb der SGB-II-Zielsteuerung über „Beobach-
tungsindikatoren“ abzubilden, ob und wie soziale Teilhabe 
erreicht wird, macht z.B. eine aktuelle Expertise für die 
Friedrich-Ebert-Stiftung.2
• Schließlich ist eine individuelle Hilfeplanung in einigen 
Arbeitsfeldern Voraussetzung für die Gewährung bestim-
mter Leistungen. Sollen z.B. wohnungslose Menschen 
Hilfen in einer Einrichtung erhalten, erheben die zustän-
digen Sozialleistungsträger in teilstandardisierter Form 
die persönliche Ausgangssituation, individuelle Bedarfe 
in unterschiedlichen Lebensbereichen, Ziele und geplante 
Arbeitsschritte. In regelmäßigen Abständen wird die Zie-
lerreichung bewertet. Unter Beachtung von Datenschut-
zerfordernissen können solche im Betreuungsprozess 
entstehenden Daten für fallbezogene Teilhabemessungen 
verwendet werden.
Spezifische teilhabeorientierte Instrumente einsetzen
Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention hat die 
Entwicklung besonderer, am Teilhabekonzept orientierter Be-
fragungen angestoßen. Gemeinsam ist diesen Ansätzen, dass 
sie Menschen direkt nach subjektiv wahrgenommenen Teilha-
bemöglichkeiten fragen und dass sie die Zielgruppen als Ex-
pertinnen und Experten an der Konzeption der Erhebungsins-
trumente beteiligen.
• Dienste und Einrichtungen können überprüfen, wie inklu-
siv oder wie ausschließend sie wirken. Ein Beispiel für ein 







• Wirkungsforschung und Programmevaluation
• Kennzahlengestützte wirkungsorientierte Steuerung
• Individuelle Hilfeplanung





Bestehende Instrumente teilhabeorientiert  
weiterentwickeln
• Sozialberichterstattung und Monitoring auf Bundes- und 
Landesebene und in vielen Kommunen nutzen bereits die 
vorhandene Infrastruktur an Verwaltungsstatistiken und 
Bevölkerungsumfragen, um die Ungleichheit von Teilha-
beergebnissen für die Gesamtbevölkerung darzustellen. 
Einen Ansatz, sie teilhabeorientiert weiterzuentwickeln, 
verfolgt z.B. die Stadt Mülheim: Sie führt verfügbare 
kommunale Registerdaten aus verschiedenen Leistungs-
bereichen für Kinder zusammen, um zu analysieren, wie 
Benachteiligung im Lebensverlauf entsteht und was 
Chancen verbessert.
• Sozialräumliches Monitoring ist ein weiterer Ansatzpunkt, 
um die sozioökonomische Entwicklung einer Kommune 
zu beobachten. Jedoch ist nur ein Teil der individuellen 
Ressourcen und der strukturellen Bedingungen, die Indivi-
duen Teilhabe ermöglichen, an den Wohn- oder Arbeitsort 
gebunden: etwa die Wohnbebauung, die bauliche und Ver-
kehrsinfrastruktur. Mit aussagekräftigen Individualdaten 
kann kontrolliert werden, welchen Anteil räumliche Ge-
gebenheiten an den beobachteten Teilhabeergebnissen 
haben.
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der „Index für Inklusion“, der ursprünglich für die Selbste-
valuation von Schulen und Kindertageseinrichtungen ent-
wickelt wurde.3 Er benennt teilhabeförderliche Merkmale 
der in der Einrichtung bestehenden Kulturen, Strukturen 
und Praktiken und fragt Lehrkräfte, Mitarbeitende, Schü-
lerinnen und Schüler und Eltern danach, wie weit diese 
nach ihrer Wahrnehmung erreicht werden. Das Ergebnis 
sind Indikatoren zur Reflexion der eigenen Praxis, anhand 
derer Prioritäten für die weitere Organisationsentwicklung 
festgelegt werden. Ähnliche „Selbst-Checks“ gibt es auch 
in anderen Handlungsfeldern.
• Standardisierte Instrumente subjektorientierter Teilha-
bemessung geben Menschen auf lokaler Ebene oder in 
bestimmten Versorgungssituationen die Möglichkeit, zu 
wiederholten Zeitpunkten sowohl ihre Handlungsoptionen 
als auch die erreichte Teilhabe in Bezug auf persönliche 
Ziele zu bewerten. In einem Projekt wurden Menschen mit 
Beeinträchtigungen dabei unterstützt, subjektiv bedeut-
same Teilhabeanzeiger auszuwählen und ihre Lebenslage 
in Bezug auf diese Ziele zu bewerten.4 Ein anderer For-
schungsverbund führte bestehende Fragebögen zusam-
men, um Bewertungen der Verwirklichungschancen und 
der Versorgungsituation für alle wesentlichen Lebensbe-
reiche zu erfragen.5
• Um das Wissen über die Lebenslagen von Menschen mit 
Beeinträchtigungen und Behinderungen zu verbessern, 
bereitet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) eine repräsentative Befragung („Teilhabesurvey“) 
vor, die künftig die Datengrundlage für den Teilhabebe-
richt der Bundesregierung wesentlich erweitern soll.
Teilhabemessung ist Bürgerwissenschaft
Teilhabe ist messbar. Aber ein wissenschaftliches Teilhabekon-
zept kann nicht als „reine Lehre“ von außen an die Praxis heran-
getragen werden. Ein Wissenschafts-Praxis-Transfer zu Fragen 
der Teilhabemessung setzt auch mehr voraus als eine Verstän-
digung über den richtigen Begriff oder Inhalte. Teilhabeziele 
können nur interdisziplinär von den lokalen Akteuren im jewei-
ligen Handlungsfeld, den kommunalen Planungsverantwortli-
chen, der Wissenschaft und von Expertinnen und Experten aus 
Erfahrung mit Leben gefüllt werden. Und Wirkungsindikatoren 
müssen gemeinsam entwickelt werden.
Ein solcher Ansatz erschließt vorhandenes Praxiswissen und 
den großen kommunalen „Datenschatz“. Er setzt voraus, dass 
konkretisiert und kommuniziert wird, welche Teilhabewirkun-
gen von sozialpolitischen Interventionen erwartet werden, 
und berücksichtigt zugleich, dass erreichte Teilhabe aus der 
Nutzerperspektive in jedem Einzelfall etwas anderes bedeuten 
kann. Als beteiligungsorientiertes bürgerwissenschaftliches 
Verfahren ermöglicht er selbst Partizipation und Teilhabe.
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